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Preußen. 


0. C. Candtags⸗ Verhandlungen. 
56. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (24. Mai). 

Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen ſind mäßig beſetzt. Am Miniſter⸗ 
tiſch der Handelsminiſter Graf Itzenplitz mit zwei Commiſſaren; jpäter der 
Finanzminiſter v. Bodelſchwingh. 

Präfident Grabow theilt die Neuwahlen für den Wahlkreis Solingen⸗ 
Lennep mit. Es ſind dort geſtern mit einem Hoch auf das Haus der Abge⸗ 
ordneten die Herren v. Rönne und L. Berger gewählt. 

Vor der Tagesordnung legt der Abg. Wagener (Neuſtettin) Verwah⸗ 
rung gegen die Thatſachen ein, die in einer der letzten Sitzungen, der der 
Redner nicht beiwohnte, der Abg. Wachler in Bezug auf den Director der 

landwirihſchaftlichen Anſtalt zu Walda, Hrn. Wagener (Bruder des Abge⸗ 
ordneten), und feine Beziehungen zu dem Arzte jener Anſtalt, Dr. Senſt⸗ 
leben, mitgetheilt hat. Der Redner hofft, daß die vorgeſetzte Behörde ſeinem 
Bruder, der ihn zu einer Verwahrung im Haufe ermächtigt hat, die öffent⸗ 
liche Mittheilung der wahren Thatſachen ya werde. Infolge deſſen 
erklärt der Abg. Wachler, daß er die Kritik und die Folgerungen, die er an 
die von ihm für wahr gehaltenen Thatſachen geknünft, nachdem dieſelben für 

1 unwahr erklärt worden, fallen laſſe und die Conſtatirung des wahren That» 
beſtandes den Perſonen äberlaſſen müſſe, die es angehe. 

Der erſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Interpellation des Abge⸗ 

N ordneten Schulze (Berlin), betreffend die geſetzliche Regelung der Stellung 

der wirthſchaftlichen und Erwerbsgenoſſenſchaften. Nachdem der Hr. Handels⸗ 

miniſter ſich bereit erklärt hat, fie zu beantworten, erhält der Interpellant zur 
Motivirung ſeiner Anfrage das Wort. 

Abg. Schulze (Berlin) fer Rechtfertigung ſeiner Interpellation. Mein 
Vorgehen im Haufe in dieſer Angelegenheit darf ich als bekannt voraus⸗ 
ſetzen. Ich erinnere an den von mir im Jahre 1863 eingebrachten Geſetz⸗ 
Entwurf. Schon früher und in anderen Stadien der Angelegenheit, war ich 
bemüht, eine geſetzliche Regelung derſelben, und zwar nach Analogie der 
engliſchen Geſetzgebung herbeizuführen. Seitdem iſt durch Erſcheinen des 
deutſchen Handelsgeſetzbuches die Sache ſchlimmer geworden. Wo dies Ge⸗ 
ſetzbuch den Handelsgeſellſchaften Rechte beilegt, die nur die Corporationen 
batten, find denjenigen Geſellſchaften, welche dem kleineren Verkehr dienen, 
und einem wichtigen Theil der großen ſocialen Frage zu löfen beſtrebt find, 
keine Rechte gewährt. Dies hatte die Eonferenz, welche in Nürnberg das 
Handelsgeſetzbuch zu Stande brachte, verſäumt und zwar in einem Moment, 
wo dieſe Geſellſchaften ſchon eine gewiſſe Bedeutung erlangt hatten. Ich 
ſtellte mir deshalb die Aufgabe, meinen Entwurf an das Handelsgeſetzbuch 
Bee, und demſelben ein ergänzendes Kapitel über dieſe Materie zu 

liefern. Ich erkenne an, daß die Regierung ſich an der Commiſſionsbe⸗ 
rathung über meinen Entwurf lebhaft betheiligt hat, obwohl es mir nicht 
gelang, ihre Zuſtimmung zu erlangen und die Vorlage über das Stadium 
der Commiſſionsberatbung hinauszubringen. Indeſſen hatte die Regierung 
ſowobl in der Thronxede von 1864, als auch bei der Debatte über die Auf: 
hebung der Strafbeſtimmungen bei der Arbeiter⸗Coalition, das Erſcheinen 
eines Geſetzes in Ausſicht geſtellt und erklärt, fie habe ſich mit dem Gegen: 
ſtande beſchäftigt und erkenne die Dringlichkeit einer Vorlage an. Ich din 
deshalb jetzt mit meiner Anfrage hervorgetreten, weil bei wachſender Aus⸗ 
dehnung der Genoſſenſchaften ſich die Schwierigkeiten häuſen und die Sache 
immer dringlicher geworden iſt. Die Genoſſenſchaften als deren Vertreter 
fie mich wohl betrachten bürfen, haben Rückſichten auf die gegenwärtige 
Lage des Hauſes genommen und daher die Einbringung eines Geſetz⸗Ent⸗ 
wurfes für nicht opportun erachtet; zu der Anfrage aber habe ich mich durch 
folgende beſonderen Gründe gedrungen gefühlt. 

uerſt iſt die Lebensfähigkeit der commercialen Geſtaltung der Genoſſen⸗ 

ige ten von Jahr zu Jahr mehr nachgewieſen. Vorber mag tie Regierun 
in Motiv zu einem Geſetze K nich haben, aber der Umfang der Veranlaſ⸗ 
ung zu einem ſolchen wächſt nicht nur mit der Zahl der Genoſſenſchaften, 
— auch mit dem inneren Betriebe derſelben. Es arbeiten im wirth⸗ 
ſchaftlichen Intereſſe augenblicklich mehr als 1209 Genoſſenſchaften in Deutſch⸗ 
land, davon kommen mehr als 600 auf Preußen. Dieſe Genoſſenſchaften 

| zer allen in 3 Klaſſen: 1) Handwerker⸗ und Arbe ſter⸗Genoſſenſchaften; davon 
Allien 700 und zwar 407 in Preußen, etwa 300 im übrigen Deulſchland. 

2) Conſum⸗Vereine 108, davon kommen 62 auf Preußen. Daran ſchließen 
ſich die gewerblichen Genoſſenſchaften zur gemeinſamen Beſchaffung von Roh⸗ 
ſtoffen und deren Vertheilung an die Mitglieder, ferner zu gemeinſamer 
Magazinirung der Producte zum Verkauf, nachdem ſie für gemeinſame Rech⸗ 
nung —.— worden ſind. Solcher Genoſſenſchaften giebt es in Deutſch⸗ 
land 200, wovon 80 auf Preußen komme. Der Verkehr aller Genoſſenſchaf⸗ 
ten iſt unendlich erſtarkt und gerade bei denjenigen Genoſſenſchaften, die die 
chwierigſte Aufgabe zu löſen haben, das Kapital für den kleinen Mann 
üffig zu machen. Ich will dies durch einige ſtatiſtiſche Angaben aus dem 
ahre 1863 beweiſen, worüber die vollſtändigen ſtatiſtiſchen Ermittelungen 
borliegen. 339 Vereine, von denen fi 59 im erſten Geſchäftsjahre befan⸗ 
den, zäblten 99,165 Mitglieder. Denſelben wurden an Vorſchüſſen ꝛc. ges 
18 33,917,948 Thlr, der Reingewinn aus letzteren belief ſich auf 171,550 
Thlr., das Guthaben (Geſchäſtsantbeile) der Mitglieder am Schluſſe des 
Rechnungsjahres betrug 1,803,393 Thlr., der Reſervefonds betrug 218,967 
Thlr., der Beſtand der von den Vereinen aufgenommenen Anlehen betrug 
5,702,032 Thlr. der Beſtand der freiwilligen Spareinlagen in die Vereins⸗ 

kaſſe betrug 3,416,250 Thlr. 
Ich werde die Jahresberichte zu 
ven Tiſch des Hauſes niederlegen. 
ſenſchaften nachgewicſen iſt, fo hat die 
anlaſſung, ſich damit zu befaſſen. Ich bin welt davon entfernt, zu behaup⸗ 
ten, es ſei damit viel geleiſtet. Jedem, der ſich ernft und ehrlich an die Los 
| fung der focialen Frage macht, geziemt vor Allem Beſcheidenheit. Gegen⸗ 

über der Geſammtaufgabe iſt unendlich wenig geleiſtet, viel dagegen in Be⸗ 
zug auf die Anbahnung der erſten Wege, welche die ſchwierigſten find, ein 

Umſtand, der erſt klar wird, wenn die großen Maſſen in dieſe Wege einge⸗ 
lenkt worden. Daß dies eine Aufgabe von großer und mehr als commercieller 
Bedeutung iſt, das iſt eine Ueberzeugung, die von allen Parteien getheilt 
wird. Es gilt die Erkenntniß der ſocialen Bedeutung der Aufgabe zur Gel⸗ 

tung zu bringen, es gilt nicht nur der Kraftigung des Mittelſtandes, ſondern 
f es gilt dem Arbeiterſtande Selbititändigteit zu geben und ihn zu dieſem 
| Mitielſtande emporzuziehen. Daß die Genoſſenſchaften dieſen Weg einge⸗ 
fhlagen, dazu bedarf es nicht weiterer Beweiſe. Nicht eine Subvention ver⸗ 

„langen wir, wir verlangen nur, daß die Mitglieder, die ſich auf Selbſtver⸗ 

| trauen ſtützen, auch auf das Recht bauen dürfen, das ihnen zuſteht. Die 


> 


— 


nformation der geehrten Mitglieder auf 
enn ſo die Lebensfähigkeit der Genoſ⸗ 
Geſetzgebung um ſo dringendere Ver⸗ 


Natur hat dem Menſchen Bedürfniſſe gegeben, aber auch Krafte genu „dieſe 
zu befriedigen. Die Selbſtveraniwortlichkeit und die Selbſtkraft, darauf 4 
zubt das Weſen der Genoſſenſchaften, darauf beruht aber auch die ganze 
ſüttliche Bedeutung jedes ftaatsliben Lebens. Dieſer genoſſenſchaftliche Zug 
tritt überall in immer weiteren Dimenfionen hervor, und dieſem ſollte die 
Regierung entgegenkommen, nicht aber Inſtitutionen aufrecht erhalten, die 
ihn Fädigen und feine Entwickelung untergraben, 

Ueberall find aber auch die Regierungen den Genoſſenſchaften zurorkom⸗ 
mend begegnet. England iſt das Vaterland der Aſſociationen. Ihre Rechts, 
verbältniſſe find in dier Parlaments⸗Acten aus den Jahren 1852, 1855, 
1856 und 1862 der eingehendſten Prüfung und Regelung unterworfen, ich 
lege auch dieſe Acte auf dem Büreau nieder. Auch in Frankreich tft eine 
ſolche geſezliche Regelung durch das Geſez vom 23. Mai 1863 erfolgt. In 
Deutſchland find die Genoſſenſchaften in dem kleinen Naſſau durch Rechts⸗ 
ſchut günſtig geſtellt. In Baiern war im April d. J. in ber Kammer be⸗ 
antragt, das von mir vorgeſchlagene und in unſerer Commiſſion berathene 
Genoſſenſchaftsgeſetz anzunehmen. Dort exiſtiren nur 12 Volksbanken, und 

war meiſt in der Rheinpfalz, und im Ganzen 30 Genoſſenſchaſten, wir ſte⸗ 

n mit 600 da. Die baierilibe Regierung iſt zwar nicht darauf eingegan⸗ 

en, aber fie hat auf andere Weiſe für den Antrag geſorgt. In Folge uns 

eres Anſtoßes von Deutſchland, und in Deutſchland zuerſt von Preußen 

aus, iſt die Sache auch in außerdeutſchen Ländern, in den Reichen am 
Schwarzen Meer zur Anregung und zum Auſfſchwung gelangt, und ſogar 
iin — Eoypten (Bewegung), Hören Sie, was der Paſcha von Egypten da⸗ 
für gethan hat. Dort iſt die Sache durch den bekannten Nationalökonomen 

orn in Anregung gekommen, einem ungariſchen Flüchtling, der zu anderen 

I) wecken aus Paris nach Alexandria berufen worden war. Dieſer ſchreibt 


ae 


Fe r für den Raum elner 


unter dem 3. Juni v. J. von dort an mich, daß die Deutſchen vor Allen, 
dann aber auch die franzöſiſchen und italienischen Arbeiter ſich lebhaft an 
der Aſſociation betheiligen und auch die höheren Klaſſen ſich nicht nur mit 
Sympathie äußern, ſondern Tauſende und Zehntauſende von Franks als 
Gratis- oder billigſtes Darlehn für die Banque populaire angeboten hätten, 
Dann heißt es wortlich in dem Briefe, das Schoͤnſte aber iſt Folgendes: 

Nachdem der Vicekönig von unſerem Vorhaben Kunde genommen, und 
fh durch die gedruckte Rede u. ſ. w. mit der Idee vertraut gemacht 
bot mir derſelbe ſoſort eine Million Frances für die Bank an, * 
bar, wenn's uns gefällig und Intereſſen, was uns beliebt. Ich hatte einige 
Mühe, das Anerbieten zurückzuweiſen mit dem Bemerken, daß eine ſolche reiche 
Dotirung der Volksbank dem Zwecke derſelben ganz zuwiderlaufe und den 
Charakter derſelben faͤlſchen würde; ich erklärte ſchließlich, daß wir hoͤchſtens 
den 10.— 20. Theil jener Summe als billig verzinsliches Anlehen annehmen 
und verwenden könnten u. ſ. w. Kennen Sie viele Fürſten in Guropa, 
welche der Volksbank ſolch' entgegenkommende Bereitwilligkeit gezeigt? Das 
that der Vicekönig von Egypten. Und was verlangen wir? Blos die Mög: 
lichkeit des freien Verkehrs für die Genoſſenſchaſten. Wir find weit entfernt 
von der ſocialen Gleichmacherei, aber wir wollen die volle Rechtsgleichheit 
der Geſetzgebung. Wir wollen, daß die Formen derſelben, welche den großen 
Geſchäftsverbindungen einen leichteren Verkehr geſtatten, auch den kleineren, 
auf Selbſthilfe geſtützten Genoſſenſchaften zu ftatten lommen ſollen. Die 
Regierung hüte ſich, geſtützt auf ihre Inſtitutionen, ihre Entwickelung zu hin⸗ 
dern. Man hat bereits allerlei Experimente mit der ſogenannten Staatshilfe 
gemacht — fie haben ſich als unzureichend bewieſen — um ſich die fociale 
Bewegung vom Halſe zu halten. Der geſunde Sinn der Genoſſenſchaften 
verlangt keine Almoſen, ſondern nur Rechtsgleichheit, die fociale Frage löſt 
man niemals durch Almoſen. Wer aber glaubt mit Subventionen dem Be⸗ 
dürfniß, und noch dazu von dem Standpunkt der jeweiligen politiſchen Tendenz 
entſprechen und die Frage löfen zu können, der wird ſpüren, daß fie, ein: 
mal entfeſſelt, ihn bald verſchlingt. (Lebhafter Beifall.) 5 

Handelsminiſter Graf Itzenplitz: Sie wiſſen, meine Herren, daß ich 
in der früheren Debatte über dieſen Gegenſtand Namens der Regierung die 
Erklärung abgegeben habe, daß ſie die Sache mit der beantragten Aufhebung 
der Coalitionsparagraphen nicht für abgethan halten könne, daß fie aber, ber 
vor fie mit einem umfaſſenden Geſetzentwurf vor das Haus tritt, es für ihre 
Pflicht halte, vorerſt eine Unterſuchung zu veranlaſſen, welche gegenwärtig 
noch in vollem Gange iſt. Wenn die Reſultate dieſer Unterſuchung vorliegen, 
dann wird auch der Beſchluß jenes Geſetzes in weitere Erwägung genommen 
werden. Der Interpellant kann verſichert ſein, daß auch die Regierung ſehr 
wohl weiß, daß dieſe ganze Frage und Bewegung keineswegs eine blos finan⸗ 
zielle und ökonomiſche, ſondern auch eine fociale von der allergrößeften Ber 
deutung ift, welche alle Aufmerkſamkeit der Regierung erfordert. Vergeſſen 
iſt alſo die Sache in keiner Weiſe; ich ſelbſt habe mich noch in der neueſten 
Zeit eingehend damit beſchäſtigt. Jedoch wird, da jene Unterſuchung erſt in 
einigen Monaten beendigt fein kann, die Vorlage des betreffenden Geſetzes in 
dieſer Seſſion nicht mehr möglich ſein. 

Hiermit iſt die Angelegenheit erledigt. b - 

Der folgende Gegenſtand der Tagesordnung ift der „mündliche Bericht der 
Commiſſionen für Juſti) und Finanzen“ über den mit dem Kurfürſtenthum 
Heſſen unterm 15. April 1865 abgeſchloſſenen Staatsvertrag wegen der Final. 
Abrechnung über die gegenſeitigen Anſprüche Preußens und Kurheſſens aus 
den früheren fuldaſchen Beſitzverhältniſſen. 2 

Der Referent Abg. Wachsmuth führt aus: Das Bisthum Fulda wurde 
durch den Reichsdeputationshauptſchluß vom 25. Februar 1803 dem Fürſten 
von Naſſau⸗Dillenburg zur Entſchädigung für die Statthalterſchaft und ſeine 
Domänen in Holland und Belgien überwieſen, im Jahre 1807 von Frank⸗ 
reich in Beſitz genommen und im Jahre 1810 als Departement Fulda dem 
neu errichteten Großherzogthum Frankfurt einerleibt. Im Jahre 1813 wurde 
das Departement Fulda von den verbündeten Mächten occupitt, 1815 zwi⸗ 
ſchen Oeſterreich und Preußen vertheilt. Von dem preußiſchen Antheil wur⸗ 
den die Aemter Dermbach und Geiſa an Sachſen⸗Weimar abgetreten, der übrige 
größere Theil aber durch Vertrag vom 16. Oktobeer 1815 an den Kurfürſten 
von Heſſen gegen die niedere Grafſchoſt Katzenellenbogen, die Herrſchaft 
Pleſſa ꝛc. verkauft. Dieſe verwickelten Beſitzverhältniſſe wie die ktiegeriſchen 
Zeiten machten die Ausgleichung außerordentlich ſchwierig, und dieſelbe iſt 
gegenwärtig noch weit ſchwieriger geworden. Die vereinigten Commiſſionen 
haben daher angenommen, daß ein tieferes Eingehen in die ganze Sache 
nicht bloß die Dauer einer Sitzungsperiode, ſondern einer Legislaturperiode 
in Anſpruch nehmen werde, und daß zur Durchſicht der Acten der Referent 
etwa ein Jahr gebrauchen würde. Es iſt deshalb nichts weiter übrig ge: 
blieben, als den Vergleich, wie er von den Bevollmächtigten abgeſchloſſen 
worden, ohne Abänderung zu acceptiren. Geſchieht dies nicht, ſo würde 
Kurheſſen dahin gedrängt, die Vermittelung des deutſchen Bundes anzurufen, 
und dies erſcheint der Stellung Preußens, gegenüber dem minder mächtigen 
RS nicht angemeſſen. Er empfehle deshalb die Genehmigung des 
Vertrages. 

Nachdem der zweite Referent Abg. From mer noch einige finanzielle Bes 
merkungen hinzugefügt, wird der Vertrag vom Hauſe, ohne weitere Dis⸗ 
cuſſion, einſtimmig genehmigt. 5 

Es folgt der mündliche Bericht der Finanz⸗Commiſſion über 
den Geſetzentwurf, betr. die der gemeinnützigen Actienbau⸗Geſell⸗ 
ſchaft zu Königsberg i. Pr. zu bewilligende Porto⸗ und Stempel⸗ 
freiheit. Der Referent Abg. Krieger (Berlin) hebt hervor, daß der Ge⸗ 
ſetzentwurf ſich auf den $ 4 Nr. 6 des Geſetzes vom 10. Mai 1841 und auf 
die Declaration vom 27. Juni 1811 gründe und daß die Commiſſion ange⸗ 
nommen habe, daß die thatſächlichen Vorausſetzungen dieſer geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften bei dieſer Geſellſchaft zuträfen. Die Commiſſion habe die Frage, 
welchen Ausfall die Staatskaſſe dadurch erleiden würde, gar nicht in Er⸗ 
— — gezogen, und empfehle einſtimmig die Annahme des Geſetz⸗Ent⸗ 
wurfes. F 

Abg. Dr. Koſch bittet um einſtimmige Annahme des Geſetzentwurfes, 
indem er auf den überaus wohlthätigen Zweck der Gefellihaft hinweiſt und 
hervorhebt, daß die Porto- und Stempelfreibeit der Geſellſchaft neuen Auf⸗ 
ſchwung geben werde. Der Geſetzentwurf wird hierauf einſtimmig ange: 
nommen. 2 

Es folgt der Bericht der Commiſſion zur Prüfung des Staats⸗ 
baushalts⸗Etats über die allgemeinen Rechnungen der Jahre 
1859, 60 und 61. 

Die Commiſſion hat drei Anträge geſtellt, deren erſter lautet: Das 
Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, die königl. e aufzu⸗ 
fordern, die Inſtruction der Ober⸗Rechnungstammer vom 21. Juni 1862 
dahin zu erweitern, daß auch die Bemerkungen der Ober⸗Rechnungskammer 
über diejenigen erheblichen Mängel der Verwaltung, welche aus Veranlaſſung 
der Prüfung der Rechnungen entdeckt worden find, fo wie diejenigen Abwei⸗ 
chungen von den geſetzlich feſtgeſtellten Staatshauspalts⸗Etats und von den 
denfelben zu Grunde liegenden Etats und Nachweiſungen, welche etwa durch 
allerhöchſte Ordres ſchon vor der 8 juſtifizirt worden find, der 
Landesvertretung mitgetheilt werden. 

Nach Gröffnung — Debatte empfieblt der Abg. Reichenheim an Stelle 
des noch abweſenden Referenten Dr. Virchow den Antrag mit einigen Worten. 
Die Forderungen, die er erbebe, ſeien ganz unerläßlich. Auch das Herren» 
haus hade in früheren Seſſionen 1857 und 1858 ausgeſprochen, daß die Ber 
merlungen der Ober⸗Rechnungskammer über die Mängel der Verwaltung, 
welche aus Veranlaſſung der Prüfung der Rechnungen entdeckt worden ſeien, 
den beiden Häuſern des Landtages 77 werden müßten. 1 

inanzminiſter v. Bodelſchwingh: Die Regierung iſt bereits dadur 

un Bau ee daß jie die Bemerkungen der Ober⸗Rechnungs ⸗ 
kammer, ſo weit ſie in ihren Händen ſind, vorgelegt hat. Weiter zu gehen 
glaubt die Regierung für jetzt nicht in der Lage fein zu können. Die Ent⸗ 
ſcheidung darüber, ob, wenn ſpäter die Berathungen eines Ober⸗Rechnungs⸗ 
kammer-Geſetzes ſtattfinden werden, dann eine Vereinbarung über weiter ge⸗ 
hende Vorlagen von N N zuläſſig fein 
werden, muß ſich die Regierung vor en. 

Abg. v. Je eydt: N. 51 Ich nehme Veranlaſſung zu bemerken, daß 
ich, als ich im Jahre 1862 die Bemerkungen der Ober⸗Rechnungskammer 
exkrahirte, die oft hatte, dieſelben ſämmtlich vorzulegen, weil ich nicht das 
mindefte Bedenken ſah, fie der Landesvertretung mitzutheilen. (Lauter! Der 
Redner ſpricht ſehr leiſe.) Wenn in dem Berichte der Commis 
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Sechsundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 
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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20 Außerdem übernehmen alle Poft⸗ 
Anſtalten 2 auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


nmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Freitag, den 26. Mai 1865. 


iſt von einem Berichte, der Sr. Majeftät dem König über die Mängel der 
Verwaltung durch die Ober⸗Rechnungskammer erſtattet wird, ſo beruht dies 
auf einem Irrthum. Nicht die Ober⸗Rechnungskammer ſelbſt iſt berechtigt, 
ſolchen Bericht zu erſtatten, ſondern nur ihr Präſident; es handelt ſich alſo 
nicht um einen Bericht der Ober⸗Rechnungskammer, ſondern um den des 
Präſidenten, d. h. um einen, der nicht einmal die Zuſtimmung des Colle⸗ 
giums zu erhalten braucht. Dann iſt die Rede von den allerhöch ſten Cabinets⸗ 
ordres, und da nehme ich keinen Anſtand, zu erklären, daß gegen deren Vor⸗ 
legung ſachlich nicht das 905 f Bedenken obwalten kann; hoͤchſtens alſo 
Bedenken formeller Art. Es iſt ſchon oſt hervorgehoben, daß die preußiſche 
Finanzverwaltung nicht das Licht zu ſcheuen hat, und in der That hat die 
Commiſſion auch nur die beiden Fälle moniren können, von denen in ibrem 
zweiten Antrage die Rede iſt. Zu dem erſten Antrage ſcheint mir nach Lage 
der Dinge keine ee A Ich bedauere, daß das Haus den 
Geſetzentwurf des früheren Miniſteriums über die Ober⸗Rechnungskammer 
nicht angenommen hat; er entbielt viel Gutes, das man nicht hätte ablehnen 
ſollen, ehe man nicht etwas Beſſeres gehabt hat. g ö 
Abg. v. Hoverbeck: Wenn der Herr Vorredner die Vorlegung der Be⸗ 
merlungen der Oberrechnungskammer und der bezügliben köͤnigl. Cabinets⸗ 
ordres als letztes Ziel betrachtet, ſo irrt er ſich; wir wollen nicht mehr und 
nicht weniger als ein Geſetz ſelbſt, und zwar ein gründliches G.jeb über die 
Oberrechnungskammer, das wir natürlich jetzt nicht erwarten können. Was 
den Bericht, der dem Könige erſtattet wird, anbetrifft, ſo iſt er natürlich auch 
für die Landesvertretung von Intereſſe, und wenn der Finanzminiſter als 
conſtitutioneller Miniſter davon Einſicht nehmen darf, ſo wird auch die Lan⸗ 
desvertretung es wiſſen dürfen, was mit den Geldern des Landes geſchieht. 
Wenn der Dr Vorredner keine Veranlaſſung ſieyt, jetzt den erſten Antrag 
der Commiſſion anzunehmen, ſo bemerke ich, daß wir alle dieſe Dinge jetzt 
nur zur Sprache bringen als eine Vorbereitung künftiger, beſſerer Zeiten. . 
Abg. Hagen: Was im Allgemeinen die Bemerkungen der W 
kammer anbetrifft, ſo iſt die Form und der Umfang, in denen ſie gegeben 
werden ſollten, ſo oft discutirt, daß es ſich kaum verlohnt, darauf noch einmal 
zurückzukommen. Wir befinden uns gegenwärtig dieſem Miniſterium gegen⸗ 
über in völliger Unkenntniß, und dieſe Verdunkelurg der Verhältniſſe mag 
von ſeinem Standpunkte aus ganz gerechtfertigt ſein. n hat die 
Regierung geſagt, daß fie gar keine Bemerkungen der Ober⸗Rechnungskammer 
vorlegen könne, und nachdem endlich in der Sache etwas gethan werden ſoll, 
ſehen wir dieſe Bemerkungen auf den allerdürftigſten Umfang beſchränkt. 
Und das nennt der Herr Kriegsminiſter ein ſchon erfolgtes Entgegenkommen 
der Regierung. Ich möchte ihn auf die Beiſpiele verweiſen, die in anderen 
Ländern gegeben werden, wo nicht einmal eine geſetzliche Verpflichtung be⸗ 
ſteht, ſolche Bemerkungen über die Ausführung des Etatsgeſetzes vorzulegen. 
Was dem geſetzgebenden Körper in Frankreich in dieſer Beziehung vor⸗ 
gelegt wird, iſt ein ganz ausführlicher Bericht, ein Werk, das man mit dem 
hoͤchſten Intereſſe lieſ't. In Belgien war 1830 das erſte Geſetz von Bedeu⸗ 
tung, das man botirte, das über den Rechnungshof, durch den die vortreff⸗ 
liche Einrichtung getroffen wurde, daß die Volksvertretung nicht wie bei uns 
das Nachſehen bal indem ſie die Verwendung der Gelder erfährt, lange 
nachdem fie verausgabt worden find. In Belgien wird genau fo verfahren, 
wie es bei uns gefordert wird. Auch in Italien beſteht ein Rechnungsbof, 
dem weſentlich die franzöſiſchen und belgiſchen Beſtimmungen zu Grunde liegen. 


Nach alledem beſteht kein Zweifel, daß, wenn die Regierung überhaupt conſtitu- 


tionell denkt, fie die Bemerkungen der Ober⸗Rechnungskammer der Volls⸗ 
Vertretung nicht vorenthalten darf. (Redner giebt ſchließlich eine Blumen⸗ 
leſe aus der Rechnungslegung für 1862, die aber bei ſeiner leiſen Stimme 
— 3 im Zuſammenhange nicht verſtändlich wird.) 
(Brabo!) 

Abg. Graf Schwerin: Ich bin mit dem Herrn Vorredner darüber eins 
‚verftanden, daß ein Geſetz über die Oberrechnungskammer, wie es uns die 
Verfaſſung in Ausſicht ſtellt, nothwendig ift, aber gerade dies beſtimmt mich, 
gegen den erſten Antrag der Commiſſton mich zu erklären. Bevor fie nicht 
das Geſetz haben, iſt alles andere Schein und Pallativmittel. So lange 
das Geſetz fehlt, kann Ihnen weder die Vorlegung der Bemerkungen, noch 
die der Kabinetsordres etwas nützen. Was die jetzige Art der Vorlegung 
betrifft, fo iſt fie völlig werthlos und inſofern felbjt von Schaden, als fie 
eine Scheinconceſſion iſt, durch welche die Befriedigung des wirklichen Ber 
dürfniſſes, des Verlangens nach dem in der Verfaſſung vorgeſchriebenen Ge⸗ 
ſetzes hinausgeſchoben wird. Die Oberrechnungskammer iſt jetzt die Control⸗ 
Behörde für die Miniſter; fie ſteht nicht unter, ſondern neben dem Minifter 
rium, unmittelbar unter dem Könige. Im abſoluten Staate war eine ſolche 
Behörde gerechtfertigt, in dem gegenwärkigen conſtitutionellen Syſtem iſt fie 
auf die Dauer nicht haltbar. — Was die Juſtificirung der Ausgaben durch 
allerböchſte Ordres betrifft, ſo gebe ich zu, daß ſie mit der Verfaſſung nicht 
im Einklang ſteht (hört!) und daß dies Verfahren geändert werden muß. 
Aber ſo lange ein Geſetz über die Oberrechnungskammer nicht beſteht, iſt 
auch damit nichts zu machen. Was aber ſoll mit dieſen Cabinetsordres ge⸗ 
ſchehen, wenn ſie 3 werden? Sollen fie durch das Haus als gericht« 
fertigt erklärt werden? Und wenn nicht? M. H.! Eben desbalb wänſche 
ich gerade im Intereſſe der lönigl. Autorität, daß das Geſetz über die Ober⸗ 
Rechnungskammer moͤglichſt bald erlaſſen werde, aber wenn der Herr Abge⸗ 
ordnete für Ziegenrück bedauern zu müſſen glaubt, daß der im Jahre 1862 
vorgelegte Geſetzentwurf abgelehnt worden iſt, ſo muß ich für meine Perſon 
bemerken, daß mir dieſer Entwurf nicht genügend ſchien. 

Abg. v. Hoverbeck: M. H. Der Herr Vorredner erkennt an, daß eine 
Juſtifizirung von Ausgaben durch königliche Cabinetsordre verfaſſungswidrig 
iſt; nun gut, ſo iſt, wenn dieſe Anſicht gerechtfertigt iſt, daraus nur der 
er l gieben, daß dieſe Ordres als verfaſſungswidrig überhaupt nicht zu 
erlaſſen find, 

Abg. Graf Schwerin: Ich bin mißverſtanden worden. Ich erkenne 
nicht an fi an, daß die Cabinetsordres nicht gewiſſe Ausgaben juftificiren 
lönnen, ich meine, daß fie ſolche Ausgaben nicht zu juftificiren bermögen, 
welche gegen das Etatgeſetz oder gegen ein anderes Geſetz geleiſtet worden 
ſind. Dann meine ich auch, daß es, wenn Differenzen zwiſchen der Landes⸗ 
vertretung und der Krone ſtattfinden ſollten, nicht zweckmäßig ſei, daß die 
Kammer über die Verwendung der Ausgaben entſcheidet, nachdem die Krone 
ſchon eniſchieden hat. 1 

Abg. v. d. Heydt: Auf den Vorwurf der Schein⸗Conceſſion möchte ich 
zu erwägen geben, daß das Geſetz über die Oberrechnungskammer, als es 
im Je 1862 vorgelegt wurde, als eine wirkliche Conceſſion betrachtet wor⸗ 
den iſt. 

Referent Abg. Dr. Virchow (der jetzt erſchienen iſt): Wenn der 
Abg. für Ziegenrück behauptet, daß das Haus die Vorlegung der Bemer⸗ 
kungen der Oberrechnungskammer im Jahre 1862 als ein Entgegenkommen 
der Regierung aufgefaßt habe, ſo muß ich daran erinnern, daß das Haus 
dem Wunſche des damaligen Finanzminiſters auf Ertheilung der Decharge 
nicht entſprochen hat. Man wollte erſt abwacten, was das Entgegenkom⸗ 
men eigentlich zu bereuten habe. Wir können jetzt auf Grund poſitider Er⸗ 
fahrungen ſagen, daß dies Entgegenkommen allerdings nur ein Schein war. 
1862 hat die 5 Mag 0 ein Geſeß vorgelegt, das die Rechte der Landes ver⸗ 
tretung auf das Maß beſchränken wollte, welches ibr in der gegenwärtigen 
Ausdehnung der Bemerkungen zugemeſſen wird. Die bisher gemachten Ex⸗ 
fabrungen jagen uns daß wir viel mehr zu fordern baden, und nach dieſer 
Richtung hin iſt der Antrag der Commiſſion als eine Mahnung an kommende 
Häufer zu betrachten. Was den erſten Punkt des Antrags und den 
der Oberrechnungskammer an den König anbetrifft, jo conftatire ich, daß 
Inſtructionen dieſer Behörde auf Berichterſtattung durch die Oberrechnungs⸗ 
kammer und nicht durch deren Chef⸗Präſidenten lauten. Allerdings beſtimmt 
fene der Inſtruction, daß der Bericht von ihm ausgeben ſoll, aber nicht nach 

einem Belieben, ſondern auf Grund collegialiſcher Berathung und Bes 
ſchlußfaſſung; es handelt ſich alfo nicht um eine Privatanſchauung des Chefs 
Präſidenten, ſondern um die Anſchauung des Collegiums. Das Minifterium 
ſollte es als feine Aufgabe betrachten, den a Daß aus dieſer per⸗ 


ich vie collegialiſche zurackzuweiſen. Daß wir den Bericht 
lernen lernen wollen aud müffen, erbelt ien darauf, duß in conflitutios 


welche berufen find, an der Geſetzge⸗ 


beſtehenden Mängeln gründlich unterrichtet 
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greifen in die geſetzlich feſtgeſtellte Ordnung des Staatsbaushalts⸗Etats nach 
der Verfaſſung unzuläßig ſei. Wozu ſoll es auch führen, wenn das Haus ein⸗ 
mal einer vom Könige juſtificirten Ausgabe die Decharge verweigert. Die 
Miniſter können dafür nicht in Anſpruch genommen werden, ſoll der König 
aus ſeinen Privatmitteln dafür aufkommen? Nichts iſt dem Intereſſe des 
Königthums mehr zuwider, als wenn ihm die Vorſtellung beigebracht wird, 
es handle ſich um Bewahrung von Kronrechten, wo es ſich nur um Miß⸗ 
brauch handelt; wenn Mißbräuche zu Kronrechten werden, dann iſt die ganze 
Verfaſſung Schein. Nun, m. H., noch ein Wort. Wenn der Abgeordnete 
ei Ziegenrück ſagte, daß es feine Abſicht geweſen, alle Bemerkungen vorzu⸗ 
egen, weil er keinen Grund geſehen habe, dieſe Aufſchlüſſe dem Abgeord⸗ 
netenhauſe vorzuenthalten, jo lann man ihm ſehr dankbar für die Offenheit 
ſein, mit welcher er jo den geringen Werth feiner Scheinconceſſion ſelbſt 
anerkannt hat, aber er kann füglich nicht verlangen, daß wir uns mit dieſer 
Scheinconceſſion begnügen ſollen. 
Bei der Abſtimmung wird der Antrag I. der Commiſſion mit ſehr großer 
Majorität angenommen; dagen nur die Feudalen und Gr. Schwerin. 

Es folgt darauf die Discuſſion über den Antrag II. der Budget⸗Com⸗ 
miſſion, welcher lautet: „Das Haus wolle die geforderte Entlaſtung der 
Zönigl. Staatsregierung in Beziehung auf die allgemeinen Rechnungen der 
jahre 1859 und 1860 verſagen.“ Zum Verſtändniß dieſes Antrages wird 

n anderer im Schooße der Commiſſion geſtellter, aber von ihr abgelehnter 
Antrag dienen, welcher lautet: „Die Decharge u. ſ. w. mit der Maßgabe zu 
ertheilen, daß die Ausgabeſummen von 1666 Thlr. 20 Sgr. und 1220 Thlr. 
18 Sgr. 9 Pf. bei Tit. 1, Kap. 30 zum Defekt geſtellt und deren Wieder⸗ 
. von der Staatsregierung in der nächſten allgem. Rechnung über 
den Staats⸗Haushalts⸗Etat nachzuweiſen bleibt.“ Gegen dieſen Antrag war 
10 gemacht worden, daß zwiſchen Verſagung der Decharge und Erthei⸗ 
ung Baus mit Vorbehalt kein Unterſchied ſei. Inhalt und Tendenz die: 
ſes abgelehnten 7 lehren wieder in den folgenden beiden Amende⸗ 
ments zum a I. der Commiſſion: 1) des Abg. v. d. Heydt: Das 
Haus der Abg. wolle beſchließen: den bisher beanſtandeten Etats⸗Ueberſchrei⸗ 
tungen bei dem Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten, und zwar 
aus der Rechnung für 1859 mit 1666 Thlr. 20 Sgr. und aus der Rech⸗ 
nung für 1860 mit 1220 Thlr. 18 Sgr. 9 Pf. mit Rückſicht auf die Erläu⸗ 
terungen und Erklärungen der königl. Staats⸗Regierung die nachträgliche 
Genehmigung zu ertheilen. 2) Des Abg. Hübner: Das Haus der Abg. 
wolle beſchließen, die Entlaſtung der königl. Staats⸗Regierung in Beziehung 
auf die allgemeinen Rechnungen der Jahre 1859 und 1860 uuszuſprechen. 

Beide Antragſteller motiviren ihre Amendements. Der Abg. Hübner 
verſichert, daß er und ſeine Partei anerkennen, daß durch die Verausgabun⸗ 
gen jener Summen ein formelles Recht des Hauſes verletzt ſei, was ja auch 
die Regierung nicht beſtreite. Doch ſei materiell die Ausgabe als durchaus 

nothwendig und zweckmäßig erkannt worden, und es dürfe daher, zumal bei 
einem ſolchen Minimum, wie das vorliegende, das formelle Recht nicht miß⸗ 
bräuchlich auf die Spitze getrieben werden. 

Ref, Abg. Virchow: Kleinliche Dinge kann man laufen laſſen, fo lange 
nicht eine wichtige Principienfrage daran ſitzt. Es genügt nicht, daß die 
Regierung durch ihren Commiſſar in der Commiſſion erklären läßt, „daß 
dauernde Anſtellungen über den geſetzlich feſtgeſtellten Etat hinaus unzuläſſig 

eien, auch wenn in zeitweiligen Beſoldungs⸗Erſparungen die Mittel zur 
eckung der erforderlichen Beſoldung vorhanden ſeien.“ Der Herr Abgeord⸗ 
nete für Oels iſt zufrieden, wenn das geſagt wird, dann ſei auch kein An⸗ 
riff su das Princip vorhanden. Aber was hatte nicht der Präſident der 
(anf chen Republik für einen Eid geſchworen, was wollte er nicht Alles 
halten! Nach feinem Eide konnte man auch jagen: da iſt kein Angriff auf 
das Princip, die Republik ſteht fo ſicher, wie überhaupt irgend ein Staats⸗ 
weſen. Wer konnte auch ahnen, daß derſelbe Mann, der das Alles öffent⸗ 
lich ſagte, das Alles brechen würde. Und ſo muß ich ſagen: Es iſt ſehr 
auffällig, daß gerade dieſe Regierung eine ſo feierliche Erklärung über etwas 
abgiebt, was fie alle Tage verletzt. 

Die Etats⸗Ueberſchreitung, ſagt der Hr. Abgeord., war gerechtfertigt. „Es 
mußte ein neuer Rath angeſtellt werden; da war der italieniſche Krieg, und 
ſo viele Diplomaten gingen da umher, und mußten alle geſprochen werden“ 
(Heiterkeit). Die Verfaſſung kennt aber das gar nicht, daß ein ſog. etats⸗ 
mäßiges Gehalt einem Beamten zugeſichert wird, wenn gar keine etatsmä⸗ 
ßige Stelle exiſtirt. Das iſt auch keine Etats⸗Ueberſchreitung, ſondern eine 
außeretatmäßige Ausgabe. Wenn der Herr Abgeordnete ſich das einmal 
Har machen möchte, worin dieſer Unterſchied liegt, jo würde er die Grenzen 
des formellen und materiellen Rechtes bald erkennen. Wir beſtreiten der 
Regierung formell und materiell das Recht zu ſolchen Anſtellungen, wie es 
auch der Frühere Finanzminiſter in feinem Schreiben an den Hrn. v. Schlei⸗ 

nitz ausdrüdlich anerkannt hat. „Dauernde Anſtellungen über den geſetzlich 
en Etat hinaus ſeien grundſätzlich unzuläßig, auch dann, wenn in 
en Beſoldungserſparungen die Mittel zur Deckung vorhanden find,’ 
are Gefahr für den Staat vorhanden geweſeu, und der Herr Miniſter 
kame und ſagte: „Ich habe das Unrecht begangen, ich bitte um Indemnität“, 
ſo würde das Haus ſie ohne Anſtand ausſprechen. Aber der Herr Miniſter 
bhütet ſich wohlweislich, irgend ein Wort zu ſagen, er ſitzt bei dieſer princi⸗ 
piell ſo wichtigen Debatte da, als ginge ihn die gane Sache gar nichts an 
eiterkeit), er ſtudirt ſeine Akten mit einem Eifer, als wäre er in ſeiner 
iniſterialſeſſion. Daraus, m. H., können Sie ſchon erkennen, wie faul 
dieſe Angelegenheit iſt. Er würde ſchon aus ſeinen Akten herausſteigen und 
ein Work reden, wenn er irgend eine befriedigende Erklärung abgeben könnte. 

Das kann er aber nicht; er kann nicht ſagen: „ich bin bereit, falls das 

s verlangt, daß die Summe eingezogen wird, fie einzuziehen; ich werde 
ordern, daß geſchieht, was die Verfaſſung verlangt“ — nein, er ſchweigt ſich 

ganz ruhig aus (Heiterkeit) und läßt uns befchließen, und im nächſten Jahre 
Wird er wiederkommen und ſagen: „Habt doch die Gefälligkeit, bewilligt dieſe 
Summe, wir ſind ja im Prinzip einig. Ich ſtelle Niemand außerhalb des 
Etats an, wenn ich es irgend vermeiden kann“ (Heiterkeit). Ja, m. H., die 
Sache iſt wirklich komiſch, daß man uns zumuthet, immer wieder ſolche Be⸗ 
rathungen vorzunehmen, ohne daß wir erfahren, die Regierung glaube an 
den Punkt gelangt zu fein, wo fe verpflichtet iſt, den Beſchluß des Hauſes 
9 Die Sache muß doch einmal ausgetragen werden, damit wir 
wiſſen, iſt an dem Art. 104 der Verfaſſung irgend etwas daran? Es iſt 
eine alte Regel: flat experimentum in corpore viti, worunter ich nicht Hrn. 
v. Schleinitz verſtehe, ſondern das „Minimum“ des Prätors, von dem der 
Vorredner ſprach. Der Finanzminiſter konnte uns ſagen: wir wollen für 
die nicht genehmigte Ausgabe eintreten, ſie einziehen von dem, der dafür ver⸗ 
antwortlich iſt, oder fie ſelbſt bezahlen, und dann würde ſich die Sache ein⸗ 
fach erledigen. Ich hätte nichts dagegen, daß Herr v. Schleinitz in feiner 
Ruhe geſtört wird. Da das nicht geſchleht, ſo wollen wir der Regierung 
wenigſtens an dem vorliegenden Do fo geringfügig er ſcheint, den Verfaſ⸗ 
2 deutlich machen, ihr zeigen, daß fie verantwortlich bleibt für 
alles, was ſie gethan, daß die Miniſter doch ſchließlich noch einmal bezahlen 
möüflen, daß ſie heran müſſen mit ihrer Perſon und es dem Volke vorbehal⸗ 
ten, an dieſer Stelle auch Hrn. v. Schleinitz mitbüßen zu laſſen. (Lebhafter 


Jetfa 

Bei der Abſtimmung werden beide Amendements verworfen, für 
dieſelben ſtimmen nur die Conferbativen und Altliberalen. Antrag II. der 
Commiſſion wird mit ſehr großer Majorität angenommen. 

Der Präſident Grabow Hat hinzu, daß er den Beſchluß nur der Re⸗ 
gierung, nicht dem Herrenhauſe mittheilen werde, abweichend von dem frühe⸗ 
zen Modus, nach welchem auch die Verſagung der Decharge dem anderen 
Hauſe mitgetheilt wäre. Eine ſolche Mitthei ＋ könnte aber den Schein er⸗ 
wecken, als bedürfe der heutige Beſchluß des Abg.⸗Hauſes der Zuſtimmung 
des andern Hauſes, um / 

die Entlaftun 


erfekt zu werden. 
Es folgt die Diecuff 


fion über Antrag III.: der koͤnigl. 


Staatsregierung in Bezug auf die allgemeine Rechnung des Jahres 1861 

u 

A bg. Hagen hat dazu den Antrag geftellt: „dieſe Entlaſtung zu ver⸗ 
en.“ 


Abg. Lasker befürwortet dieſen Antrag. Die Decharge könne nicht er⸗ 
theilt werden, ſo lange noch ein Poſten vorhanden ſei, über deſſen Verwen⸗ 
dung die Nachweiſung fehlte. Nun habe das Haus die Untrennbarkeit des 
Staatsſchatzes vom Etat im vorigen Sabre ausgeſprochen, und die k. Staats⸗ 
regierung habe die Vorlage Über die Activforderungen des 5 
berweigert. Es fehle alſo in dieſer Beziehung noch die genügende Auftlä⸗ 
rung, weshalb die Decharge verweigert werden müſſe. 

Abg. v. Hov erbeck ſchließt ſich dieſen Ausführungen an, und fügt noch 
hinzu, daß ihm auch der Militär⸗Etat zur Verweigerung der Decharge Anlaß 
ebe. Derſelbe diente zur einſtweiligen Aufrechterhaltung der Kriegsbereit⸗ 
chaft und hatte nur einen provpiſoriſchen Charakter. Die Gelder ſeien zu 
anderen Zwecken verwendet, als ſie bewilligt ſeien, und, wenn mit den Be⸗ 
willigungen Mißbrauch getrieben werde, jo müſſe das Haus die Decharge 
verweigern. Mißbrauch aber ſei es, wenn Poſitionen proviſoriſch bewilligt, 
leichwohl aber darauf bezügliche Poſten definitiv beſetzt würden. Alle Die⸗ 

enigen, welche im Jahte 1861 nicht eine dauernde Bewilligung hätten aus: 
ſprechen wollen, müßten dem Hagen ſchen Antrage beitreten. 
Abg. Dr. Möller: Noch ein zwingender Grund zur Verweigerung der 
ſei der, daß im Jahre 1861 noch die verfaſſungswidrige Praxis 
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Blüthe war. So ſei ein Defect durch königl. Cabinets⸗Ordre niedergeſchlagen ic. (85 83 pr. € ) 
Am ſchlimmſten aber ſei bei zu 65 angeboten. Del Mal 28%, Okt. 


(Der Redner führt noch mehrere Beiſpiele an. . 
der Militär⸗Verwaltung verfahren. Zur Deckung einer fo erheblichen Etats⸗ 
Ueberſchreitung habe die Regierung die Mittel aus den Staats⸗Einnahmen 
des nächſten Jahres vorweg genommen, und um dies zu decken, ſollte eine 
Cabinets⸗Ordre extrahirt werden, und bevor dieſelbe eingegangen ſei, ſolle 
das Haus die Decharge ertheilen. Das könne er vor ſeinem Gewiſſen nicht 
verantworten und empfehle deshalb die Annahme des Hagen'ſchen Antrages. 
Abg. Hagen: Der Antrag der Budget⸗Commiſſion finde feine Erklärung 
in der abgeſonderten Behandlung der allgemeinen Rechnung und der Rech⸗ 
nungen über die Rendantur des Staatsſchatzes. Der Antrag der Commiſſion 
widerſpreche dem im v. J. Kelten Beſchluſſe des Hauſes. Dieſer Beſchluß 
verlangte ausdrüclich die Vorlegung der Rechnungen und Spezial⸗Nachwei⸗ 
ſungen über die Activ⸗Forderungen des Staatsſchatzes, und die Regierung 
ſei dieſem Beſchluſſe nicht nur nicht nachgekommen, ſie habe die Vorlage vielmehr 
ausdrücklich berweigert, Wenn aber über einen großen Theil des Staats⸗ 
vermögens die Entlaſtung der Regierung nicht ausgeſprochen werde, ſo müſſe 
die Decharge verweigert werden. Art. 114 der Verfaſſung kenne nur eine 
Entlaſtung. Es gäde wohl noch eine beſondere Prüfung einzelner Rechnun⸗ 
gen, wie z. B. die der Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe; dafür ſei aber eine 
beſondere geſetzliche Beſtimmung vorhanden, und dieſe Prüfung bereitet die 
ſpätere Entlaſtung für die allgemeinen Rechnungen vor. Die Regierung 
ſelbſt fordere nur eine Entlaſtung; das Budgetrecht laſſe ſich nicht zerbröckeln, 
ſo wenig wie die Decharge. 

Die Discuffion wird geſchloſſen. . 

Referent Abg. Virchow: Die Commiſſion würde ſich mit dieſen Beben» 
ken ausführlicher beſchäftigt haben, wären fie innerhalb derſelben geltend ger 


macht worden. In Bezug auf den Staatsſchatz habe die Commiſſion die 


Nichtertheilung der Decharge auf die Rechnungen des Schatzes für genügend 
gehalten, wenn das Haus die Decharge berweigere, fo werde ſich die Com⸗ 
miſſion durch dieſen Beſchluß nicht verletzt fühlen. (Heiterkeit.) E 

Bei der Abſtimmung wird der Antrag des Abg. Hagen mit ſehr 
geobee e genehmigt, alſo auch für das Jahr 1861 die Decharge 
ber ſagt. . 8 

Schluß 2% Uhr. Nächſte Sitzung Freitag 9 Uhr. (T.⸗O. Interpellation 
der Abgg. v. Bunſen und Overweg in Betreff des italieniſchen Handelsver⸗ 
trages, Etat des Miniſtexriums des Innern, Geſetzentwürfe, betreffend das 
trigonometriſche Netz, die Fiſcher ordnung und die Wegeordnung. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Wien, 24. Mai. Man erwartet hier am 26. d. eine Depu⸗ 
tation des ungariſchen Landesculturvereins, die den Kaiſer nach Ofen: 
Peſth einladet. Der Kaiſer wird vermuthlich vom 6. bis 11. Juni in 
Peſth verweilen. 

Eine weitere Deputation aus Ungarn, an welcher Deak Theil 
nimmt, wird erwartet, um wegen des Geſchenks von 15,000 Gulden, 
welches der Kaiſer der ungariſchen Akademie gemacht, den Dank aus⸗ 
zuſprechen. In Peſih finden großartige Vorbereitungen zum Empfange 
des Kaiſers ſtatt. In betreffenden Kreiſen werden Ausgleichungsideen 
mit Ungarn lebhaft ventilirt. Mehrere durch den Staatsrath vorbereitete 
Octroyirungsacte in Bezug auf Preß- und Strafgeſetze in Ungarn find 
vom Kaiſer abgelehnt worden. — Die Eröffnung des kroatiſchen Land⸗ 
tages findet beſtimmt Mitte Juli ſtatt, bis wohin die Seſſion des 
Staatsraths geſchloſſen ſein wird. 

München, 25. Mai, Vorm. Die für das Amneſtiegeſetz gewählte Com⸗ 
miſſion der Abgeordnetenkammer hat den Vorſchlag der Staatsregierung, die 
Amneſtie auf die Angehörigen aller deutſchen Bundesſtaaten auszudehnen, 
einſtimmig angenommen. 

Paris, 24. Mai. Der „Abend⸗Moniteur“ enthält Erklärungen im Sinne 
des letzthin reſumirten Artikels des „Conſtitutionnel“ über die amerikaniſchen 
Angelegenheiten. Er beſtätigt, daß die ſranzöſiſche Regierung den Befehl 
zurüdgenommen hat, wonach der Aufenthalt bundesſtaatlicher Kriegsfahr⸗ 
zeuge in franzöſiſchen Häfen auf 24 Stunden beſchränkt war, und 0 
an, daß die Regierung die übrigen Einſchränkungen, welche ihre neutrale 
Stellung ihr bisher abnöthigte, aufheben wird, ſobald ſie davon in Kenntniß 
geſetzt fein wird, daß das Kabinet von Waſhington aufhört, diejenigen Aus⸗ 
nahmerechte auszuüben, welche der Charakter als kriegführende Macht der 
Union gegenüber den neutralen Mächten zur See zuſicherte. 

Was die mexikaniſchen Werbungen betrifft, fo iſt das offizielle Blatt der 
Anſicht, die zahlreichen, tapferen Soldaten der Armee des Nordens werden 
nach vierjäbrigem Kampfe eher den Trieb fühlen, eine friedliche Arbeit als 
neue Wechſelfälle aufzuſuchen, und es ſei demgemäß wenig wahrſcheinlich, 
daß Juarez viele Soldlinge zu feinem Dienſte bereit finde. > 

Auch der „Abendmoniteur“ behauptet, die öffentliche Meinung fei in 
Amerika gegen dieſe Werbungen, und er glaubt, Präſident Johnſon habe 
nicht die Abſicht, von der weiſen Politik Lincoln's abzuweichen, welcher ſich 
noch kurz vor ſeinem Tode dahin geäußert habe, er werde, ſo lange die Ehre 
der Union nicht auf dem Spiele ſtehe, eine gewiſſenhafte Neutralität in Be⸗ 
treff Mexiko's beobachten. ; 

Algier, 24. Mai. Der Kaiſer Napoleon ift nach dem Fort Napoleon 
abgereiſt und wird morgen zurückkehren. Er befindet ſich volltommen wohl. 

Madrid, 25. Mai, Der Miniſter des Auswärtigen hat in der Kam⸗ 
mer der Deputirten erklärt, daß das Budget noch jetzt von dem Domicil des 
ſpaniſchen Geſandten in Turin ſpreche, da der Hof des Königs Victor 
Emanuel ſich in Turin befunden habe, als der Etat aufgeftellt fei, daß aber 
im Miniſterrathe etwas Definitives in Betreff der Reſidenz des Geſandten 
nicht beſchloſſen ſei. Der Miniſter fügte hinzu, daß die Beſoldung eines 
Geſandten bei dem Könige Franz von Neapel zwar geſtrichen je, daß aber 
aus einem Gefühle der Achtung ein Mitglied der ſpaniſchen Geſandſchaft in 
er die Stelle eines Vertreters von Spanien bei dem Könige Franz 
bekleide. 


# Breslau, 26. Mai. Se. Hoheit der Herzog von Braun⸗ 
ſchweig iſt heute mit vielem Gefolge aus Sibyllenort hier angekom⸗ 
men, und hat ſich ſofort mit dem Schnellzuge nach Wien begeben. 


Breslau, 26. Mai. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 15 F. 4 3. U.⸗P. 1 F. 5 8. 


Zelegraphifche Eonrfe und Börſen⸗Nachrichten. 
Paris, 24. Mai, Nachm. 3 Uhr. Die Börſe war in Folge der um % 
höher eingetroffenen Conſolsnotirungen von Mittags 1 Uhr (89%) in beferer 
Stimmung. Die Zproz., die zu 67, 20 eröffnet hatte, ſtieg bis 67, 40 und 
ſchloß in feſter Haltung, aber bei geringem Geihäft, zur Notiz. Schluß⸗ 
Courſe: zproz. Rente 67, 37%, Italien. 5proz. Rente 65, 90. proz. 
Spanier —. lIproz. Spanier —. Oeſterr Staats⸗Ciſendahn⸗Aktien 440, —. 
Credit⸗Mobilier⸗Aktien 773, 75. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 517, 50. 

London, 25. Mai, Nachm. 4 Uhr. Die Bank von England hat den 
Discont von 444 auf 4 pCt. herabgeſetzt. Schönes Wetter. Conſols 89%, 
Iproz. Spanier 39%. Sardinier 79. Mexilaner 25%. 5proz. Ruſſen 90%, 
15. 1 Silber — Türk. Conſols 481. proz. Ver. St.⸗Anl. 
pr. 1882 4. { 

Abends. Nach dem heute erſchienenen Bankausweiſe beträgt der Noten 
umlauf 20,861,915 (Abnahme 446,085), der Baarvorrath 15,299,268 (Zunahme 
275,355), die Notenreſerve 8,147,440 (Zunahme 721,325) Pfd. St. 

Trieſt, 24. Mai. Der fällige Loyddampfer iſt mit der Ueberlandpoſt 
heute Morgen aus Alexandrien hier eingetroffen. 

Wien, 24. Mai, Nachm. 2 Uhr. Börſe feſt. — Schluß⸗Courſe: 
proz. Metall, 71, 10. 1854er Looſe 88, —. Bank⸗Aktien 802, Nordbahn 
183, 20. Nat.⸗Anl 75, 90. Credit⸗Aktien 183, 50. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien, 
Gert, 189,20. Galizier 213, 25. London 109, 30. Hamburg 81, 20. Paris 
43, 40. Böhm. Weſtbahn 167, 50. Credit⸗Looſe 125, 80. 1860er Looſe 
93, 20. Lomb. Eiſenbabn 226. Neues Lotterie⸗Anl.— 3 

Frankfurt a. M., 24. Mai, Nabm.2%4 U. Im Allgemeinen beliebt u. feſt. 
Schluß ⸗Courſe: Wiener Wechſel 108%. Finnl. Anl. 86 B. Neue 2 hrt. 

innl. Pfandbriefe 84%. 6proz. Verein. St⸗Anl. pr. 188271. Oeſterr. Bank⸗ 
nth. &67, Oeſterr. Credit⸗Aktien 198%. Darmſt. Bank⸗Aktien 230%. 
Oeſterr.⸗Franzöſ, Staats⸗Eiſenbahn —. Oeſterr. Eliſabet⸗Bahn 122 B. Böhm. 
Weſtbahn Ta 
Ludwigsb. 180%. Darmſt. Zettel: Bank 254 B. 
Looſe 86%. 1864er Looſe 95 % B. Oeſterr. Nat.⸗Anl. 68%. 
63%. 4 proz. Metall. 57 J B. . 

Hamburg, 24. Mai, Nachm. 2% Uhr. Fondsbörſe feſt, amerikaner 
lebhaft. Bei bevedtem Himmel heiß. Schluß⸗Courſe: National⸗Anl. 69 . 
Oeſterr. Credit⸗Altien 84. Oeſterr. 1860er Looſe 85%. Vereinsbant 106%, 
Norddeutſche Bank 115%, Rheiniſche 114. Nordbahn 74, Finnl. Anl. 83%, 
proc. Ver. Staaten⸗Anl. pr. 1862 64%. Disconto 2%. 8 

Hamburg, 24. Mai. [Getreidemarkt.] Weizen ruhiger, loco ſehr 
ftil, Mai⸗Juni 5400 Pfd. netto 96% Bancothaler Br., 95/4 Gld. pr. Sept., 


1854er Looſe 79%. 


Rhein⸗Nahebahn —. Ludwigsh.⸗Bexbach 150, Hilber 
pproz. Metall, 


/ . U Danzig pr. Sept. 
28%. Kaffee 2500 Sack Laguayra, 
1500 Sad Santos, 1000 Sack biberſe umgeſetzt. Zint fille. 

Liverpool, 25. Mai, Nachm. 1 Uhr. [Baumwolle.] 8000 — 10,000 
Ballen Umſatz. Flau. Amerikaniſche 15%, fair Dhollerah 11%, middling 
fair Dhollerah 10, middl. Dhollerah 8%, Bengal 6%, Domra 11, Seinde 6%. 

London, 24. Mai. Getreidemarkt (Schlußbericht.) Engliſcher Wel⸗ 
zen beſchränkt, nur mit 1—2 Schilling niedrigeren Preiſen verkäuflich, frem⸗ 
der ſehr flau. Frühjahrsgetreide unverändert. — Wetter ſchön. 

Amſterdam, 24. Mai. Getreidemarkt (Schluß bericht). Weizen 
Beat % e ſtille, Termine etwas feſter. Raps Oktober 77. Rübe l 

er R 


Berliner Börse vom 24. Mai 1865. 


85 Br. 34% Gld., pr. Sept.⸗Okt. 73 Br., 724 Gld. 


Fonds- und deld-Course. Eisoenbahn-Stamm-Aotien. 
Freiw. Staats-Anl. . 4½ 102 G. 
Staats-Anl. von 1869/6 106 ba. a 
dito 850, 824 98 ½ ba. Aachen-Düsseld..; 3½ 4% 3 ½ 101%, bz. 
alto 153% 10914 ba : — 2 4 4 ba. 
dito 1854141141102 bs — 6% a 
dito 18551411, 102 br ä 6 7 7 
dito 18561413 102 ba ® ? ld 4 
dito 1857 4½ 102 ba. orlin-Görlits — — 4 
dito 188804 ½ 104 ba. * — — 6 
dito 1864(4½ 102 bz. Berlin- Hamburg] 714 lo 4 
Staats-Schuldscheinel31j; 90 ½ ba. — „ vi8 
Präm.-Anl. von 18851311 bz. 8½% 8 ½% 4 
Berliner Stadt-Obl. 4½ 102% 6. 5 5 5 
/ Kur- u. Neumärk. 31,4 87 bz. a 8% 4 
© | Fommersche 31½% 86 ¼ G i — 9941221 Ds 
5 )Posensche........4 | — — In 19, 14 
3 41 — . 0 ee = — fn. 
2 ito neue, 951, G En — 5 
. Runen Non g | 12. s su 5 
Kur- u. Neumärk.|4 97%, ba. 3 Is 4 
Pommersche. 4 Hi, 8. Magd.-Halberst. 2% 25 4 
= Posensche . 90% 6. Magdb.-Leipzig. If 184 (4 
S Preuss ische A 07 bz. 7 2 (4 
JJ Westph. u. Rhein. 4 07 bz. | 2 * 4 
Sächsische 4 je: bs, A | Alle 14 
Schlesische. . . . 1 08% bz. ark. 4 15 1 
Louisd’or 13 0 B. [OGest.Bkn. 93 bz N 2a | 4llıs r 
Goldkronen 9. 0 G. Poln- Bkn— 104% ho 3 
Ausländische Fonds B. Il |10 ap 
O esterr. Metalliques5 65 ½ bz. 10 1 5 
dito Not- Anf 0 70% ba. — 3 
dito Lott-A.v.60/5 0% ba. + 2 3½ 4 
dito Ses f l - 2 4 1 
dito er Pr.- A. 82 B. 
alto Eisenb.-L.. .— 17 ½ d. e > 
Ital.neueöproc, An ./ 5 fes etw. ba. Erk K Gldb. 7 , 4 
Russ Engl. Anl. 186215 |91 bz. u. 6 er 2% % Is 
e dee n (RR 6 * 
ito Poln. Sch.-Obl. 4 73 ½ bz. 
Poln-Ffandbr f E. ! 18% bz. u. C Warschau- Wien — J — ( le b= 
Poln. Obl. a 600 FI A4 190 


dito * 300 Fl. s 92 


br. 
Kurhess. 40 Thlr.Ob1.\— 557% etw. ba. Bank- und Industrio-Papiere. 


Baden. 35 Fl. Loose.— 30 @. Berl. Kassen-V..| 6 | 7415 [4 1130 d. 
Amerikan. St-Anl..|6 71 AN br.IBraunschw. B.. — — (4 488 B. 
Schwed. 10 Th Loose. — — Bremer Bank. ..| 8% | 7940 JA 116% @ 
ER e Danziger Bank..| 6 T 4 57 
Eisenbehn-Prioritäts-Aotlen. armst. Zettelb.] 6 8 4 101% @ 
Berg.-Märkische..... 4411014, B. Geraer Bank. 1 8 4 106% da. 
dito II. 4½ 100 % B. Gothaer 6¹ 7 4 1101 @ 
dito IV. 4½ 100% G. Hannoversche B. 5% 4 4 br. 
‚dito III v. St. 3¼ 4.037% 2% G. Hamb. Nordd. B.| 69 720. 08 B. 
Cöln- Minden 4½ 10% 6. „, Vereins-B. aa] 4½% % 106% K. 
dito 4 FE Königsberger B.] 54, | 6% 4 110% 6. 
dito 4 93 ½ bs. u. 6. Luxemburger B.] 9 4 4 185% B. 
dito 4 19 B. Magdeburger B. 5% |4 101% tw. ba. 
dito 4½ le,. G. Posener Bank. 5 7 loi B. 
dito IV. a 19214 br. u. B. ereus. Bank.-A,|787/,, |1019j25/42/91146 B. 
C08.-Oderb. (Wilh.) 4 90 B. Thüringer Bank.] 4 4 4 76½ bz. 
dito III. Em. 4½ % R. Weimar „ 5½% 7 14 101 tw. bz. 
m Ludwigsb.. 5 |89 B. — 
Liedergchl.-Märk. . 4 04% B. Berl. Hand- Ges.] 8 8 4 III Kigkt. bz. 
dito oonv. 4 9475 0. Ooburg. Crodb. A. 7 8 1 ,97 5 
— Ii, 194 bz. Darmstädter „ 544 | 6 9%, Kigkt. ba. 
to IV. 4½ 101 6. 8 r 
Rioderechl. Zwoigb. isc.-Com.-Ant. .| 614 — 102% bz. 
ne > zugang enfer Credb. A. 1 — 4 4% % bz. u. G. 
Fre PEN eipziger | — 4 160 bz. 
dito G eininger 3 Tu, 101% bs. 
a . oldauerLds.-B. | 20, 3˙⁰ 3 2 * bs. 
to FE. .. 319184 5. Sam Bae Vet? 6% 1a 100, 6. 
dito F. 1 9 1 . 
Oest.-Franz . i EST 
Osst. südl, St.-BE. Minerva. . ame 5 135% bz. u. 6. 


Rhein. v. St. gar. 44 Fbr. v. Eisenbbfd.] 8 


Ehein-Nabe-B. gar. 4100 G. 


Schles. Feuerv. ] — 

Breslau, 26. Mai. Wind: Süd. Wetter: bewölkt, Gewitterluft. 
Thermometer Früh 15 Grad Wärme. Am heutigen Markte war im Allge⸗ 
meinen für Getreide flaue Stimmung vorherrſchend. 

Weizen war wenig beachtet, pr. 84 Pfd. weiße bruchfreie Waare 65 — 
70 Sgr. wenig erbrochene 56 — 60 Sgr., erwachſene 52—54 Sgr., feinfte 
Sorte erwachſene 50 —52 Sgr., gelbe bruchfreie Waare 61—63 Abe wenig 
erbrochene 54 bis 58 Sgr., erwachſene 46—49 Sgr., feinſte Sorte über Notiz 
bezablt. — Roggen biliger erlaſſen, pr. 84 Pd. 44—48 Sgr., feinfte Sorte 
49 Sgr. und über Notiz bezahlt. — Gerſte ſchwach beachtet, pr. 74 Pfd. 
weiße 28-39 Sgr., helle 34—35 Sgr., gelbe 33—:4 Sgr. — Hafer ohne 
Aenderung, pr. 50 Pfd. 9— 31 Sgr. — Erbſen geſucht. — Wicken ans 
geboten, 59—60—62 Sgr. — Oelſaaten ohne Umſatz. — Lupinen wenig 
zugeführt. — Schleſiſche Bohnen in feiner Waare 1915 geſucht. — Schlag 
lein ſchwacher Umſat. — Rapskuchen feſt, 56 bis 57 Sgr. pr. tr. 


E 1 K „ etw. bz. 


Sgr. dr. Sf. rr. Säf. 
Weißer Weizen, alter 60—65—74 Erbſen 60—65—70 
} 8 neuer 62—68 Wicken 58—60—61 
Gelber Welzen, alter. 60 64 69 Lupinen . 2. 45—60—75 
1 „ neuer 58 63 Bohnen 70-8£0-92 
Erwachſener Weizen. 5053-56 Sgr. pr. Sack 150 Pfd. Brutto 
Roggen 47—48-49 Schlag⸗Leinſaat .. . 160 —180—190 
Gerste ö 32 34 —39 Winter⸗Rapss — — 
Sai e 28-30—31 Winter⸗Rübſen da 5] 
Kleeſaat ohne Frage, rothe ordinäre 16 —19 Thlr., mittle 21— 23 Thlr., 


feine 26 29 Thlr., hochfeine über Notiz bezahlt, — weiße ordinäre 11 bis 
12% Thlr., mittle 134—15% Thylr., feine 16% 187 Thlr., hochſeine 
20 205 und 00 8 me 11-14 gl Cen 
ymothee ſchwacher Umſatz, 11— r. pr. tner. 
Kartoffeln pr. Sad & 150 Pfd. Netto 20—24 Sgr., Meße 1—1% Sgr. 
Vor der Börſe. g 

Rohes Nübdl pr. Ctr. loco 14%, Thlr., Mai 14 Thlr., Pr, Herbſt 
14% Tölr. — Spiritus pr. 100 Quart à 80 % Tralles loco 18% Thlr., 
Mai 13% Thlr., Herbſt 14% Thlr. 


Theater⸗Repertotre. 5 
Freitag, den 26. Mai. „Lucia von Lammermoor.““ Große tra⸗ 
iſche Oper in 3 Akten von Salvatore Cammerano, überſetzt von Käßner. 


U 
Muſik von Donizetti. 

— den 27, Mai, Erſtes Gaſtſpiel des Fräul. Marie Geiſtin⸗ 
ger, vom k. k. privil. Theater an der Wien. Neu einſtudirt: „Thereſe 
Krones.“ Genrebild mit Geſang in 3 Akten von E. Haffner. Muſik von 
A. Müller, (Thereſe Krones, re . ah 

Sommertheater im utergarten. 

Freitag, den 26. Mai. Ten zweiten Male: „Krethi und Plethi.““ 
Volksſtück mit Geſang und Tanz in 3 Akten und 9 Bildern, nach A. Berla von 
D. Koliſch. Mufit von A. Conradi. N zweiten Alte: „Pantinentanz“, 
ausgeführt vom Corps de ballet. — Anfang des Concerts 4 Uhr. Anfang 
der Vorſtellung 6 Uhr. Nach der Vorſtellung Fortfebung des Concerts. 


en Frische Möven-Eler 


empfing Eugen Hertzsch, Tauenzienplatz Nr. 9. 


58er Villaupier (rolher Ungarwein) 


vorzüglichſter Qualität, à 12 pr. Flaſche, empfiehlt und offerirt: 
16380] 5 en Robert Keßler, Ring 48. 


Zwei tüchtige, gut empfohlene Commis werden für ein Speditions⸗Ge⸗ 
{haft während des Wollmarktes, bei erwünſchten Leiſtungen auch für fpäter 
zu engagiren geſucht. — Desgleichen kann ein Volontair oder Lehrling in 
einem hieſigen Commiſſions⸗, Speditions⸗ und Verladungsgeſchaft bald pla ⸗ 
cirt werden. Selbſtgeſchriedene Adreſſen sub A. B,, mit Angabe des bishe⸗ 
rigen Wirkungskreiſes werden im Stangenſchen Annoncen⸗Büreun, Karls⸗ 
ſtraße 42 zur Weiterbeförderung entgegengenommen. 15824 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
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® 
Don Bahlungsräkrimeilungen durch Cabinets⸗Ordres und Verfügungen in der DE, 104 Dr., 10344 Gld, Roggen loco feſt. Mai⸗Juni 5100 Pfd. brutto Druck von Grab, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 
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